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Tagesordnungspunkt

Bekämpfung des Linksextremismus als Teil einer städtischen Sicherheitsarchitektur

Sehr geehrte Frau Vorsitzende,

im Masterplan „Kommunale Sicherheit“ beleuchtet die Verwaltung auf den Seiten 57 ff. 
den Sicherheitsaspekt der Extremismusbekämpfung. Neben dem militanten Rechtsextre-
mismus wird dort auch das Problem eines erstarkenden gewaltbereiten Salafismus ange-
rissen. Verwunderlich ist, dass das Sicherheitspapier mit keinem Wort den organisierten 
Linksextremismus und dessen Gewaltaffinität erwähnt. Erst vor zwei Jahren wurde das 
linksextremistische Szenelokal „Nordpol“, welches damals mit städtischen Kulturmitteln 
gefördert wurde, dadurch bekannt, dass sich dort gewaltbereite Linksextremisten tummel-
ten, die Polizisten angriffen. Die Polizisten wurden dabei getreten und mit Gegenständen 
beworfen, weil sich die Besucher des linksextremistischen „Nordpol“ durch die polizeili-
chen Ermittlungsmaßnahmen provoziert fühlten. Erst jüngst bekannten sich Linksextremis-
ten zu den Brandanschlägen auf Filialen des Textilunternehmens „KiK“. Auch die AfD 
Dortmund leidet immer wieder unter Bedrohungen und Attacken. Öffentliche Veranstaltun-
gen werden von Personen aus dem linksextremen Milieu heimgesucht, die Veranstal-
tungsteilnehmer belästigen und körperlich angehen. Gerade im Hinblick auf den heimtü-
ckischen Anschlag auf den Bremer AfD-Landessprecher und Mitglied des Deutschen Bun-
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destages Frank Magnitz muss der militante Linksextremismus als solcher benannt und 
bekämpft werden. Auf dem Symposium Linksextremismus des nordrhein-westfälischen 
Innenministeriums am 5.11.18 erklärte Landesverfassungsschutzpräsident Burkhard Frei-
er, dass der Linksextremismus zunehmend gewaltbereiter würde. Er schätzte die Zahl der 
linksextremen Gewalttäter auf rund 200 Personen in NRW. Der Politologe Eckhard Jesse 
unterstützt die These des Landesverfassungsschutzpräsidenten in der WELT Online vom 
11.01.19: „Die Gewalt von links ist in den vergangenen Jahren stets höher gewesen als 
die Gewalt von rechts.“

Die AfD-Fraktion stellt daher folgenden Antrag:

„Zukünftig wird der Masterplan Kommunale Sicherheit auch den Linksextremismus 
als sicherheitspolitische Herausforderung benennen und analysieren.“

Mit freundlichen Grüßen

gez. Peter Bohnhof f.d.R. Andreas Urbanek




